
FAKTEN UND ZAHLEN

� �Entsandte Arbeitnehmer/innen werden von ihrem jeweiligen Arbeitgeber vorübergehend in ein anderes Land 
entsandt, um grenzüberschreitende Dienstleistungen zu erbringen.

� �Die Entsendungsdauer beträgt im EU-Durchschnitt weniger als 4 Monate.

 ��Im Jahr 2015 gab es in der EU 2,05 Mio. entsandte Arbeitnehmer, die damit einen Anteil von 0,9 % an 
der Gesamtbeschäftigung beziehungsweise von 0,4 % der Beschäftigung ausmachen, die Vollzeitbeschäftigung 
entspricht.

� Zwischen 2010 und 2015 stieg die Zahl der Entsendungen um 41 % an.

 �Die Entsenderichtlinie ist seit 1996 in Kraft. Sie war die erste Richtlinie, die durch die Schaffung eines 
Mindestrahmens garantierter Sozialstandards im Interesse der Arbeitnehmer die Möglichkeiten der Erbringung 
von Dienstleistungen im gesamten Binnenmarkt für Unternehmen beschränkte.

FAIRE ARBEITSKRÄFTEMOBILITÄT: KOMMISSION ERGREIFT DIE INITIATIVE
Seit ihrem Amtsantritt hat die Juncker-Kommission die Bekämpfung von Sozialdumping mit hoher Priorität betrieben und 
sich für faire Arbeitskräftemobilität in der gesamten EU eingesetzt. Im Rahmen dieser Bemühungen hat die Kommission 
eine Reform der derzeitigen Vorschriften für die Entsendung von Arbeitnehmern vorgeschlagen, die den 
Grundsatz des gleichen Lohns für gleiche Arbeit am gleichen Ort etabliert und damit deutlich über die Anforderungen 
der Mindestentlohnung der bestehenden Richtlinie hinausgeht.

Weitere Elemente dieser Reform:

 	� In allgemeinverbindlichen Tarifverträgen festgelegte Vorschriften sollen in allen Wirtschaftszweigen auf entsandte 
Arbeitnehmer angewandt werden. Zurzeit ist dies nur im Baugewerbe der Fall. 

 �	� Bislang gibt es keine Mindest- oder Höchstgrenzen für die Dauer einer Entsendung. Ab einer bestimmten Dauer sollen 
nach dem Vorschlag der Kommission entsandte Arbeitnehmer mit lokalen Arbeitnehmern gleichgestellt werden.

 �	� Für Leiharbeitnehmer sollen neue Vorschriften gelten, um den Grundsatz des gleichen Lohns für gleiche Arbeit auch 
bei ihnen zu gewährleisten.
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“In einer Union der Gleichen kann es keine Arbeitnehmer zweiter Klasse geben. 
Menschen, die die gleiche Arbeit am gleichen Ort verrichten, sollten das gleiche 
Gehalt bekommen.”

Jean-Claude Juncker, Präsident der Europäischen Kommission, Rede zur Lage der Union, 13. September 2017



Gleichzeitig hat die Kommission die Anwendung der sogenannten „Durchsetzungsrichtlinie“ unterstützt, die im Juni 2016 in 
Kraft getreten war. Durch diese Richtlinie erhalten nationale Behörden mehr Befugnisse, um Fälle von Missbrauch, 
wie etwa „Briefkastenfirmen“ zu bekämpfen und um ihre Maßnahmen besser koordinieren zu können.

Weitere neuere Initiativen der Kommission für faire Mobilität:

 Modernisierung der EU-Vorschriften zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit

 Einführung des Systems für den elektronischen Austausch von Sozialversicherungsdaten

 Vorschlag zur Einrichtung einer Europäischen Arbeitsmarktbehörde

REFORM DER VORSCHRIFTEN FÜR DIE ENTSENDUNG VON 
ARBEITNEHMERN: STAND DER DINGE

Am 8. März 2016 hat die Kommission ihren Vorschlag vorgelegt, um die Vorschriften für die Entsendung von Arbeitnehmern 
zu reformieren. Das Parlament wird seinen Standpunkt voraussichtlich im Oktober festlegen, und der Rat wird seinen 
Standpunkt bei der Tagung der Minister für Beschäftigung und Soziales am 23. Oktober 2017 erörtern. Anschließend müssen 
Gespräche zwischen dem Parlament, dem Rat und der Kommission geführt werden, um eine endgültige Einigung über eine 
geänderte Richtlinie zur Entsendung von Arbeitnehmern zu erzielen.

8/03
Kommission legt Vorschlag vor

21/03
Gespräche im Rat beginnen auf fachlicher Ebene

10/05
Europäisches Parlament benennt Ko-Berichterstatter

20/07
Kommission bestätigt Übereinstimmung des Vorschlags mit dem 
Subsidiaritätsprinzip

Gespräche im Europäischen Parlament beginnen auf Ausschuss-Ebene

Voraussichtliche Festlegung des Standpunkts des Europäischen Parlaments

23/10
Gespräche im Rat (Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und 
Verbraucherschutz)

Trilog-Gespräche zwischen Parlament, Rat und Kommission

 

März 2016

Mai 2016

Juli 2016

Oktober 2017

Februar 2017

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=LEGISSUM:c10521
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=869&langId=de

